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Die Quadratur des Kreises

Über die Zukunft der Vereinten Nationen

ie Vereinten Nationen sind mit
D inzwischen 185 Mitgliedstaaten

die größte der internationalen
Organisationen und allgemein anerkannt
auch von den wenigen verblieben Nicht-
Mitgliedstaaten. Bieten ihnen diese Vor-
aussetzungen die Möglichkeit, eine
Führungsrolle bei der Lösung der anste-
henden globalen Probleme zu überneh-
men? Oder versagen sie, weil die mei-
sten Staaten einer internationalen Orga-
nisation im Grunde nie eine wirkliche
Chance einräumen wollten? Was vermag
eine solche Organisation überhaupt zu
leisten?

Finanzkrise und Zahlungsmoral

Die Finanzierungder Vereinten Nationen
basiert hauptsächlich auf den Pflicht-
beiträgen zum ordentlichen Haushalt und
den Beiträgen für die Friedensopera-
tionen. Für die Jahre 1998/99 belief sich
dieser Haushalt aufknapp unter 2,5 Mrd.
US-Dollar, ca. 1,3 Mrd. US-Dollar für
den ordentlichen Haushalt und 1,2 Mrd

US-Dollar für die Friedensmissionen.
Diese Summeist geradezu lächerlich ge-
ring. Zum Vergleich: dies entspricht den
Ausgaben, die die Stadt New York im
Jahr für Polizei und Feuerwehr zur Ver-
fügunghat.
Die Organisation ist chronisch unter-

finanziert und mit schöner Regelmäßig-
keit muß der Generalsekretär die Zah-
lungsunfähigkeit bekannt geben. Ange-
fangen hat dies schon in den sechziger
Jahren, als sich die damalige Sowjetuni-
on weigerte, ihren vollen Beitrag zu den
Friedensmissionen zu zahlen. Auch heu-
te ist die Hauptursache für die Finanz-
krise die fehlende Zahlungsmoral der
Mitgliedstaaten: allen voran der USA. Im
Haushaltsjahr 1994 haben beispielswei-
se nur 21 Mitgliedstaaten ihre Beitrags-
pflicht pünktlich und in vollem Umfang
erfüllt. Insgesamt fehlen den Vereinten
Nationen zur Zeit circa 3 Mrd. US-Dol-
lar. Davon schuldenallein die USA etwa
1,3 Mrd. US-Dollar und dies, obwohl der

Beitrag der USA zum ordentlichen Haus-
halt nur 315 Mio. US-Dollar beträgt -
1,30 US-Dollar pro Amerikaner.
Dennochhalten die Mitgliedstaaten

nicht sich selbst verantwortlich für die
Finanzkrise, sondern schiebendie Verant-

wortung auf die Vereinten Nationen und
ihren Verwaltungsapparat.
Zugegeben: die Vereinten Nationen

sind nicht ganz unschuldig an dem Pro-
blem. Die Weltorganisation hat im Laufe
der Jahre ein fast unüberschaubares Ge-
bilde von Ausschüssen, Unter- und

Sonderorganisationen entwickelt. Die
Vereinten Nationen arbeiten ineffektiv.
Korruption und Vetternwirtschaft in
Personalfragen, Nepotismus und Ämter-
schacher habenihren Rufkaputt gemacht.
Bei Untersuchungendes eigens geschaf-
fenen Amtesfür Interne Aufsichtsdienste
(Office of Internal Oversight Services,
OIOS) wurde unter anderem festgestellt,
daß bei den Friedenssicherungsmaßnah-
men in Somalia 3,9 Mio. Dollar gestoh-
len worden waren. Die Innenrevision ar-
beitet nur mangelhaft, es fehlt eine Über-
wachung. Die Organisation ist überbe-
setzt; 10-15% des Personals könnten ab-

gebaut werden!.
Die OIOS entwickelte bei ihrer Arbeit

ein differenziertes Bild von den finanzi-
ellen Problemender Vereinten Nationen,

das nicht den Horrorklischees entsprach,
die alle so gern hören wollten. Gelähmt
wird die Organisation bei ihrer Arbeit
auch von einem unzureichend ausgebil-
deten Personalkörper, der aus allen Tei-
len der Welt stammt und entsprechend
vielfältige Vorstellungen von Verwaltung
hat. Die Vereinten Nationen bemühen
sich seit Jahren um Reformen. Aberdie
Mitgliedstaaten haben verschiedene Vor-
stellungen darüber, was die Organisati-
onsein soll und wassieleisten soll. Ent-
sprechend schwierig ist es, eine Reform
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner
durchzuführen.
Aber auch die OIOS kommt zu dem

Schluß, daß die Arbeit der Vereinten Na-

tionen vor allem vonihrer Schuldenkrise
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gelähmt wird. Unbestritten mußsich die
Zahlungsmoral der Mitglieder ändern.
Aberbis dahin ist es ein weiter Weg. In
Zeiten knapper Kassen wächstvor allem
in den Industriestaaten der Wunsch, lä-

stige Kosten zumindest hinauszögern zu
können. Unddie Vereinten Nationen kön-
nen sich kaum dagegen wehren: zwar
kann nach Artikel 19 UN-Charta den be-
treffenden Staaten das Stimmrechtin der
Generalversammlung entzogen werden.
Doch vor der offenen Konfrontation vor
allem mit den USA scheuenviele zurück.
So wird seit Mitte der 60er Jahre der größ-
te Teil der Beschlüsse der General-
versammlung im sogenannten consensus-
Verfahren getrof-
fen, also ohnefor-

melle Abstim-
mung.

 

Dies zeigt, daß die
Vereinten Nationen eine     Ill    
eigene Einnahmequelle -
zum Beispiel in Form einer Steuer aufden
internationalen Güter- und Dienst-
leistungsverkehr - brauchen. Zweifellos
müssen die Pflichtbeiträge weiterhin der
wichtigste Pfeiler der Finanzierungsein.
Doch die Abhängigkeit von den Haupt-
beitragszahlern muß verringert werden.
Nurso könnendie Vereinten Nationen ein
Stück von der Pflicht zum politischen
Wohlgefallen losgelöst werden.
Um so enttäuschenderist es, daß alle

Ideen zu einer alternativen Finanzierung
wenig Anklang finden. So bemüht sich
auch Deutschland als drittgrößter Bei-
tragszahler nicht darum, mit diesem Ge-
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wicht eine Reformierung der Finanzpo-
litik voranzutreiben. Den Mitgliedstaaten
scheint es wenig daraufanzukommen,die
Vereinten Nationen zu einer unabhängi-
gen Organisation zu machen, denn so
würden die Staaten ein Stück Kontrolle
übersie verlieren.

Sicherheitsrat - Der Club der ewig
Gestrigen

DerSicherheitsrat setzt sich ausfünfstän-
digen (USA,Großbritannien, Frankreich,

Rußland und China) und zehn nicht-
ständigen Mitgliedern zusammen. Die
nichtständigen Mitglieder gehören dem
Ratfürjeweils zwei Jahre an. Durchdie-
se Aufteilung wollte die Siegerallianz des
2. Weltkrieges ihre Vormachtstellung
auch in der neu geschaffenen Organisa-
tion deutlich machen. Außerdem waral-
len bewußt, daß ein Weltfrieden entschei-

dend von den Weltmächten abhängen
würde.

Schonbald aberzeigte sich die Schwä-
che dieser Konstruktion, insbesondere

das Veto-Recht der fünf ständigen Mit-
glieder verhinderte eine konstruktive Ar-
beit. Bei nicht prozeduralen Fragen be-
darf es nämlich der Zustimmungaller

ständigen Mitglieder (Veto). Auch die
Entscheidungüber die Natur einer Frage
unterliegt dem Veto (Doppelveto). Wäh-
rend des Kalten Krieges führte dies im-
mer wieder zur Blockadedes Sicherheits-
rates in wichtigen Fragen: im Zeitraum
von 1946 - 1970 hat hauptsächlich die
Sowjetunion von ihrem Vetorecht Ge-
brauch gemacht, im Zeitraum von 1970 -

1990 wiederum waren die USA diejeni-
gen, die 68 Mal mit ihrem Veto eine Ent-
scheidung verhinderten. Zwar bemühen
sich die ständigen Mitglieder des Sicher-
heitsrates seit dem Endedes Kalten Krie-
ges, Einigkeitin ihren Beschlüssenzu er-
zielen, doch diese Bemühungen könnten
nur von kurzer Dauersein.
Die sinnvollste Lösung wäre es, das

Veto-Recht abzuschaffen und so eine
grundlegende Neustrukturierung des Si-
cherheitsrates zu ermöglichen. Es gäbe
dann keinen exklusiven Club mehr, der

im Verdachtsteht, nur seine

eigenen Interessen zu
verfolgen. Die in der
Präambel der Verein-
ten Nationen prokla-
mierte Gleichheital-
ler Mitgliedstaaten
wäre endlich ver-
wirklicht. So wün-
schenswert diese
Lösung auch wäre,
so utopischist sie zur gleichen
Zeit. Wenn nicht einmal Großbritannien
und Frankreich auf ihr Veto zugunstenei-
nes EU Veto-Rechts verzichten würden,

um wieviel weniger sind dann die USA,
Rußland oder gar Chinaals aufstrebende
Weltmacht dazu bereit?
Die Kritik am Veto-Recht hängt eng zu-

sammen mit der Besetzung des Sicher-

   

 

  

  

  

  

 

heitsrats. Diese ist spätestens seit dem
Endedes Kalten Krieges nurmehrein Re-
likt vergangener Kolonialherrenmacht
und Hindernis beider Friedenssicherung.
Die westlichen Staaten sind überreprä-
sentiert. Staaten der sogenannten Dritten
Welt sind keine ständigen Mitglieder des
Rates. Nicht zu unrecht werden deshalb
die Entscheidungendes Sicherheitsrates
von vielen Staaten der Dritten Welt als
die Fortsetzung des Imperialismus und
Kolonialismus mit anderen Mitteln an-
gesehen. Zwar gibt es eine interne Fest-
legung, daß zu den nichtständigen Mit-
gliedern immer fünf afroasiatische und
zwei lateinamerikanische Staaten gehö-
ren müssen, dies ändert an der Ungerech-
tigkeit aber wenig. Nur eine ständige Mit-
gliedschaft würde es ermöglichen,Inter-
essen der sog. Dritten Welt dauerhaft Ge-
h ö r zu verschaffen.

EineErweiterung des Rates
ist jedoch nicht so einfach.
Denn wieviele neue ständige
Mitglieder soll er bekom-

men? Gerade auch Staa-
ten wie Deutschland
und Japan pochen auf
einen eigenen stän-
digen Sitz für ihre
Länder. Für die
Aufnahme eines
weiteren ständi-

gen Sicherheitsrats-
mitgliedes ist eine 2/3

Mehrheit in der Generalversammlung
notwendig, in der die Staaten der sog.
Dritten Welt die Mehrheit haben. War-
um sollten sie noch einen weiteren west-
lichen Staat in den Sicherheitsrat schik-
ken, selbst wenn dieser auf ein

Veto-Recht verzichten würde, wie es Au-
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Benminister Fischerin einer Rede anbot?
Aberauchalle ständigen Ratsmitglieder
müßten der Erweiterung zustimmen; je-
doch zeigen sie wenig Interesse,
ihre Privilegien zuteilen.

DerSicherheitsrat ist das
wichtigste Entscheidungs-
organ der Vereinten Natio-
nen; seine Erweiterung um
so wichtige Staaten wie
Nigeria, Indien
oder Brasilien ist
notwendig, denn
nur so wird die Zusam-
mensetzung des Gremiumsder ak-
tuellen Weltlage entsprechen. Doch so-
lange gerade diejenigen Staaten, die eine
solche Reform vorantreiben könnten, mit

eigenem Prestigedünkel beschäftigt sind,
statt an die Zukunft der Organisation zu
denken, solange landet jede Reform un-
weigerlich in der Sackgasse politischer
Machtverhältnisse. Gerade hier verpaßt
die deutsche Außenpolitik eine Chance,
inhaltlich Akzente zu setzen,statt wie ein

Erbsenzähler nur auf seine Beitragslast
zu verweisen und daraus Verantwortlich-
keit ableiten zu wollen.

Frieden schaffen ohne Waffen?

Wohldie größte Enttäuschung bot das
Versagen der Vereinten Nationenbei der
Friedenssicherung. Somalia, Ruanda, Ex-

Jugoslawien markieren nur einige ver-
gebliche Versuche, Frieden und Sicher-
heit wiederherzustellen.
Am Ende des Kalten Krieges befand

sich die Welt in einerAufbruchstimmung,
die auch aufdie Vereinten Nationen über-
sprang. Viele Hoffnungen wurdenin sie
gesetzt. Noch 1996 verkündete die SPD-
Fraktion währendeiner Debatte im Deut-
schen Bundestag, daß die Vereinten Na-
tionen das alleinige friedensschaffende
Mandathätten. Nur in Kooperation mit
den UN undunterihrer Kontrolle wären
Aktionen von NATO und WEUgerecht-
fertigt. Aber was ist aus diesen Vorsät-
zen geworden? Im Kosovo-Krieg haben
die USA und die europäischen Staaten
sich lieber einer Organisation wie der
NATObedient, in der sie unter sich wa-

ren.
So erspartensie sich bei der Entschei-

dungsfindungdas lästige Einschalten von
Rußland und China oder gar der Staaten
der sogenannten Dritten Welt. In den
Vereinten Nationen würdensich die west-
lichen Staaten am Ende nur mit unbeque-
men Wahrheiten konfrontiert sehen. Denn
fest steht, daß den Vereinten Nationen im
Jahr für die Friedenssicherung nurcirca
1,2 Mrd. US-Dollar zur Verfügungste-
hen, während auf der anderenSeite al-
lein die USA im Jahr 4 Mrd. Dollar für
die Kreditierung bzw. Finanzierung ih-
rer Waffenkäufe ausgeben. Insgesamt
verkauften die Industriestaaten 1992 für
23,9 Mrd. US-Dollar Waffenan die Staa-

  

   
  

 

     

ten der sog. Dritten Welt, in eben jene
Länder wie Somalia, Ruanda und den

Kongo, in denen wenig später blutige
Bürgerkriege begannen,die - natürlich -
die Vereinten Nationenschlichtensoll-
ten?.

Dies macht eins deutlich: die
Hauptlast liegt bei den einzelnen

Staaten; sie müssen ihre Po-

litik an den Regeln der
Friedenssicherung aus-
richten. Dabei bedeutet

Friedenssicherung mehr
als bloße Außenpolitik;sie ist vor

allem auch Innenpolitik, eine effekti-
ve Rüstungskontrolle und die Unterbin-
dung von Waffenexporten. Wie können
Friedensmissionen eine Chance haben,

wenn jedes Jahr pro Kopf der Welt-
bevölkerung nur 60 Cents dafür ausge-
geben werden, für Rüstungsgüter dage-
gen 150 US-Dollar? Vor den richtigen
Konsequenzenaber scheuensich voral-
lem die Industriestaaten. Lieber reagie-
ren, als agieren. Lieber nachhereine Ein-
satztruppe in das Krisengebiet schicken,
als daheim die Rüstungsindustrie zügeln.
Lieber Arbeitsplätze retten, statt Men-
schenleben. Dazu jedoch braucht man
keine Vereinten Nationen, dazu genügt

 

eine mobile Einsatztruppe, die man bei
Bedarf schnell an den Krisenherd schik-
ken kann, ohne sich groß rechtfertigen
zu müssen.

Aber die Vereinten Nationen haben
sich bei ihren friedensschaffenden Ein-
sätzen. verschätzt. Ihre frühere Wunder-
waffe, die sogenannten Blauhelmtruppen,
können nur mit Einverständnis der
Konfliktparteien zum Einsatz kommen.
Gewaltanwendungist für sie tabu. Dies
ist die Strategie des Peace-keeping, die
1956 vom Generalsekretär Dag Ham-
marskjöld entwickelt wurde undein Mit-
telding zwischen der friedlichen Streit-
beilegung und dem militärischen Eingrei-
fen darstellt. Nicht erst seit dem Soma-
lia-Einsatz wird aber erwogen, ebendie-
ses Tabu zu brechen und zu einem robu-
sten Peace-keeping, also zur Friedens-
erzwingung, überzugehen. Bei der robu-
sten Mandatsdurchsetzung wird auf die
Zustimmung der Konfliktparteien zum
Einsatz verzichtet und damit gleichzei-
tig der Widerstand der Bevölkerung im

Recht >
Einsatzgebiet provoziert. Kann dies je-
doch von den Vereinten Nationen gelei-
stet werden? Kann Frieden erzwungen
werden?Sicherlichist es nicht hinnehm-
bar, im Falle eines Krieges wegzu-
schauen. Aber man sollte seine Kräfte
auch nicht überschätzen. In jüngster Ver-
gangenheit hatten es die Vereinten Na-
tionen hauptsächlich mit Bürger- und Se-
zessionskriegen zu tun. Kriegsformen,

die bei der Erschaffung der Friedens-
sicherung nicht bedacht wordensind.

Frieden und Sicherheit können einem
Staat nicht oktroyiert werden. Genau
nach diesem Musterist in der Vergangen-
heit aber verfahren worden. Dies kann
funktionieren, wie das Beispiel Kambo-
dscha zeigt, viel öfter aberscheitert es.

Friedenssicherung ist zu komplex, um
von einer Organisation allein bewerkstel-
ligt werden zu können.

Alles steht undfällt mit dem Willen
der Mitglieder

Die Vereinten Nationen bestehen inzwi-
schen seit 55 Jahren. Sie ist die einzige
Organisation mit einem so umfassenden
Aufgabenfeld. Die Krise, in der sich die

Vereinten Nationen befinden, beruhtsi-

cherlich auch auf den Schwächen, die
keine Verwaltung der Welt gänzlich ver-
meiden kann. Viel schwerer wiegtjedoch
die Heuchelei der Mitgliedstaaten, die
den Vereinten Nationeneinerseits diese
Aufgabenfülle aufgebürdet haben, sie
abergleichzeitig nicht mit ausreichenden
finanziellen Mittel ausstatten. Es ist
leicht, den Vereinten Nationen Unfähig- -
keit vorzuwerfen, wenn die Zahlung der
Mittel für UN-Missionen verweigert
wird. Der Erfolg der Vereinten Nationen
hängtsoletztlich immer vom Willen ih-
rer Mitgliederab.

Verena Meyerstudiert Jura und lebt

in Trier.
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